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Landeshauptvorstand stellt
Weichen für die Zukunft

v. l . n. r. : Benedikt Lux (Bündnis90/Die Grünen), Detlef Dames (DSTG Berl in),
Christian Goiny (CDU), Mario Moeller (DSTG Berl in)

Foto: Franziska Kolb
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

DetlefDames

dieses Jahr war und ist in vielerlei Hinsicht etwas Besonderes.

Zunächst einmal feierten wir am 09.11 .201 4 zum 25igsten Mal das historische

Datum der Wiedervereinigung der beiden deutschen Länder. Ein Ereignis, das

bei uns Berl iner eng verbunden ist mit dem Mauerfal l , dem Wegfal l der Grenzen

und damit der Befreiung von dem Gefühl der Beengtheit und des eingemauert

sein.

Aber auch am Ende dieses Jahres bahnt sich in der politischen Landschaft in
Berl in ein einschneidender Wechsel an. Verbunden mit dem Rücktritt des Regierenden Bürgermeisters Klaus

Wowereit ist eine Neubesetzung aller Senatoren- und Staatssekretärsposten. Für die Beschäftigten des öf-

fentl ichen Dienstes im Land Berl in stel lt sich nunmehr die Frage, ob der Personalabbau der zurückliegenden

Jahre weiter betrieben wird oder ob ein Paradigmenwechsel eintritt.

Al le Fraktionen im Abgeordnetenhaus haben in den zurückliegenden Monaten erkennen lassen, den Abbau

des Personals auf die magische Zahl von 1 00.000 nicht mehr vollziehen zu wollen, da die Reduzierung des

Personals angesichts der wachsenden Zahl der Einwohner in Berl in nicht mehr logisch nachvollziehbar sei.

Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft fordert daher von der neuen Landesregierung ein Personalentwicklungs-

konzept, das den Namen dann aber auch mit Recht trägt.

Die neue politische Spitze muss dann u.a. den wachsenden Aufgaben des öffentl ichen Dienstes Rechnung

tragen und die Beschäftigtenzahlen auf weit über 1 00.000 erhöhen. Ein noch viel größeres Problem ist je-

doch die Auswirkung des demographischen Wandels; in den nächsten 8 bis 1 0 Jahren werden 25% der Be-

schäftigten im öffentl ichen Dienst des Landes Berl in ausscheiden. Mit dem Beginn einer sofortigen

Ausbildungsoffensive muss gegengesteuert werden. Die Zahl der Auszubildenden muss erhöht werden und

dazu muss früher zur Nachwuchsgewinnung an den Ausbildungsmarkt gegangen werden. Die Zahl der zu

Übernehmenden nach bestandener Ausbildung muss erhöht werden. Und zur Gewährleistung der prakti-

schen Ausbildung bedarf es zusätzl icher Stel lenanmeldungen zur Personalgewinnung für den Ausbildungs-

bereich.

Entscheidend wird jedoch sein, wer zum neuen Finanzsenator oder Finanzsenatorin gekürt wird. Von ihm/ihr

wird es nicht unmaßgeblich abhängen, ob weiterhin der Rotstift regiert oder Personalpol itik mit Weitbl ick rea-

l isiert werden kann. Die Fraktionen im Abgeordnetenhaus werden das Ihre dazu tun künftig stärker lenkend

einzugreifen, als noch in der Vergangenheit. Diese von der Deutschen Steuer-Gewerkschaft in vielen Ge-

sprächen gewonnene Erkenntnis, lässt zumindest auf eine Besserung hoffen.

Wir werden die Ereignisse jedoch abwarten müssen und erst nach den der neuen Landesregierung zuzubil l i-

genden ominösen 1 00 Tage entscheiden können, ob die Waage der Entscheidungen der neuen Landesre-

gierung mehr in den Bereich Chance oder mehr in den Bereich Risiko für den öffentl ichen Dienst ausschlägt.

Wir, die Deutsche Steuer-Gewerkschaft, werden aber auch bei der neuen Landesregierung auf fehlerhafte

Entwicklungen hinweisen und unseren Beitrag zu einer Gegensteuerung erbringen.

Mit kol legialen Grüßen



44

DAS STEUER- UND GROLLBLATT

LL
AA
NN
DD
EE
SS
HH
AA
UU
PP
TT
VV
OO
RR
SS
TT
AA
NN
DD

LLAANNDDEESSHHAAUUPPTTVVOORRSSTTAANNDD SSTTEELLLLTT WWEEIICCHHEENN FFÜÜRR DDIIEE ZZUUKKUUNNFFTT

In der Sitzung vom 22. Oktober versammelten sich die Delegierten des DSTG-Landesverbandes
Berl in und trafen weitreichende Entscheidungen.

Neben der Abgabe von Berichten aus der Landesleitung, der Landesjugendleitung, der Landes-
frauenvertretung und dem dbb berl in, wurden die Delegierten über die neuesten Entwicklungen, mit
denen sich der Hauptpersonalrat und der Gesamtpersonalrat beschäftigen, unterrichtet. Ein weites
Feld nahmen die Diskussionen über aktuel le Lebenssachverhalte aus dem Tarif- und Beamtenbe-
reich ein.

Mit der Abstimmung über den Haushaltsvol lzug 201 3 und dem Haushaltsvoranschlag 201 5 wurden
die finanziel len Weichen der Deutschen Steuer-Gewerkschaft für die Zukunft gestel lt.

Der Landesvorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft Detlef Dames leitete mit einem Im-
pulsvortrag die Diskussion mit den anwesenden Politikern über das Thema „Ausbildung in der
Steuerverwaltung“ ein. Für die Politik konnten der parlamentarische Geschäftsführer der Linkspar-
tei, Herr Steffen Zil l ich, der parlamentarische Geschäftsführer von Bündnis 90/Die Grünen, Herr
Benedikt Lux und der haushaltspolitische Sprecher der CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus, Herr
Christian Goiny begrüßt werden.
Nachstehend der Vortrag des Landesvorsitzenden der die Politiker mit der Kernaussage konfron-
tierte:

Wir, die Beschäftigten in den Finanzämtern sind die Unverzichtbaren!

„Mit welchen Rahmenbedingungen haben wir zu
kämpfen?

- mit der Personalbedarfsberechnung
- mit altersbedingten Personalabgängen in Kombi-
nation mit zu geringen Ausbildungszahlen und
- mit einer unzureichenden Bewerberlage.

Diese Probleme sind jedoch nicht in Stein gemeißelt,
sondern ein Produkt von politischen Fehlentschei-
dungen. Auffäl l ig ist, dass insbesondere Finanzsena-
toren und –innen, die der SPD und damit dem
arbeitnehmerfreundlichen Lager zugerechnet wer-
den, die einschneidensten, die kompromisslosesten
und vernichtensten Entscheidungen für die Steuer-
verwaltung getroffen haben.
Alle Hinweise, guten Ratschläge und Mahnungen
der Deutschen Steuer-Gewerkschaft, die einzig und
allein den Erhalt der Handlungsfähigkeit der Finan-
zämter zum Ziel hatten, wurden ignoriert.
Beratungsresistenz ist das passende Wort dafür.
Sehr geehrte Politiker nehmen Sie zur Kenntnis: Wir
in den Finanzämtern holen die Steuereinnahmen in Steffen Zil l ich
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den Landeshaushalt. Wir tragen zur Haushaltskonsolidierung entscheidend bei. Wir ermöglichen
es Ihnen, Geld für al les Notwendige in der Stadt in die Hand nehmen und ausgeben zu können.
Um es auf den Punkt zu bringen: Wir, sind die Unverzichtbaren.

Nun einige Worte zu den Rahmenbedingungen:
Wir haben mit der Personalbedarfsberechnung (PersBB) zu kämpfen:
1 . Mit der Tatsache, dass sie von der Verwaltung berechnet und von ihr zu niedrig veranschlagt
wird.
2. Mit der unsäglichen politischen Entscheidung, von diesem von der Verwaltung, gegen die Ein-
wendungen von Personalräten und Gewerkschaften zu niedrig festgesetzten Personalbedarf, noch
eine 1 0%ige Entbehrungsquote abzuziehen. Der Hinweis, dass andere Länder mit einem höheren
Abschlag klar kommen müssen, ist eine politische Nebelkerze. Es ist ja nicht so, dass andere Bun-
desländer mit diesen Abschlägen besser arbeiten oder gar damit zufrieden sind. Auch die dortigen

Detlef Dames

Personalrats- und Gewerkschaftsvertreter beklagen
diesen Zustand und weisen auf Einnahmedefizite
hin. Eine Landesregierung kupfert hier von der ande-
ren ab und versucht die negativen Entscheidungen
immer noch zu toppen. Die Auffassung der DSTG
dazu lässt sich in einem Satz zusammenfassen:
Es ist nicht klug, sich anderen Dummen anzuschlie-
ßen.
3. Als Resultat dieser Fehlentscheidungen fehlt in der
Steuerverwaltung das Personal in der Größenord-
nung der Belegschaft von drei Finanzämtern.
4. Diese falschen Personalbedarfszahlen dann als
Grundlage für die Stel lenanmeldungen des jeweils
nächsten Doppelhaushaltes zu nehmen, verschärft
noch den falschen Ansatz, da die PersBB nur Sach-
verhalte auf den 01 .01 . des Jahres berücksichtigt,
aber nicht die Entwicklungen über diesen Stichtag
hinaus.

Wir haben mit den altersbedingten Personalabgän-
gen in Kombination mit den geringen Ausbildungs-
zahlen zu kämpfen:

. Bis 2020 scheiden 25% der Beschäftigten in den Finanzämtern altersbedingt aus.
2. Jährl ich 1 50 junge Leute im mittleren Dienst und 1 50 im gehobenen Dienst in Ausbildung zu
bringen ist zwar lobenswert, aber kein Grund für die Senatsverwaltung für Finanzen und die Politik
im gegenseitigen Schulterklopfen zu verweilen. Weil erstens die Zahl von 1 50 seit einigen Jahren
nicht mehr erreicht wird. 201 4 konnten nur noch 1 38 bzw. 1 39 für die einzelnen Laufbahnen in
Ausbildung gebracht werden. Und zweitens selbst die 1 50 – sollten sie in Ausbildung gebracht
werden können – nicht ausreichend sind, um die Personalabgänge auszugleichen. Hierzu wären
mindestens 200 notwendig. Perspektivisch ist bei der Beibehaltung des Status quo ein Absinken
des Personalbestands unter 90% der von der Senatsverwaltung festgelegten Zielzahl zu prognosti-
zieren.
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Wir haben mit einer unzureichenden Bewerberlage zu kämpfen.
Dieses Problem ist hausgemacht und letztendl ich auch ein Resultat mangelnder Wertschätzung:
1 . Die Senatsverwaltung für Finanzen geht mit den Ausschreibungen zu spät auf den Ausbildungs-
markt.
2. Das Werbebudget ist zu gering.
3. Es erfolgt keine Werbung an den Schulen, bei Ausbildungsmessen und in den modernen Medi-
en.
4. Die Attraktivität des Ausbildungsberufes Finanzbeamter/in muss gesteigert werden. Als Manko
zur Zielerreichung ist zu nennen:
- die unzureichende Bezahlung im Verhältnis zu den übrigen Bundesländern.
- keine Zahlung von Trennungsgeld.
- keine Fahrkartenermäßigung für den gehobenen Dienst.
- keine Gleichbehandlung bei den Unterbringungskosten für die Berl iner in Königs Wusterhausen.
Obwohl der Anteil der Berl iner Auszubildenden ¾ der Gesamtzahl ausmacht, zahlen sie die höchs-
ten Unterbringungskosten.
- 2 Stunden pro Tag für die Fahrt zwischen Wohnung und Königs Wusterhausen tragen nicht zum
Lernerfolg bei.
- Wer eingestel lt werden soll , muss zeitnah eine Zusage erhalten und nicht solange hingehalten
werden, bis er aus Verunsicherung bei einem anderen Ausbildungsunternehmen anfängt.
- Und nicht zuletzt muss jeder Auszubildender nach bestandener Ausbildung eingestel lt werden.

Eine weitere Auswirkung der mangelnden Wertschätzung gegenüber den Auszubildenden aber
auch gegenüber den bereits eingestel lten Beschäftigten ist, dass der Anteil der sogenannten Be-
amtenkinder an der Gesamtzahl der Auszubildenden von ehemals 1 0% auf nunmehr 4% gesunken
ist. Verantwortungsvolle Eltern, die in den Finanzämtern arbeiten, können nicht mehr guten Gewis-
sens ihren Kindern zu einer Ausbildung in der Steuerverwaltung raten.

Die daraus resultierenden Defizite in der Personalausstattung führen zu einer zweistel l igen Kran-
kenquote in den Finanzämtern und zu einer starken Demotivation bei den Beschäftigten.
Ein sinnvolles Gegensteuern der Verwaltung existiert nicht. Dringend notwendige zusätzl iche Stel-
lenanmeldungen - mit der Folgewirkung einer Personalverstärkung für die Finanzämter – erfolgen
nicht. Es werden nur viele Maßnahmen getroffen, die zu einer gleichmäßigen Vertei lung des Per-
sonalmangels führen.
Wegen des Ausscheidens der Kolleginnen und Kollegen aus den Spezialbereichen wie Buchhal-
tung und Vollstreckung wurde das Organisationsmodell „FA 201 0“ geboren, in dem künftig jeder al-
les können soll . Ein Modell , das die Deutsche Steuer-Gewerkschaft wegen des außerordentl ichen
Verlustes von Spezialwissen, ablehnt.
Die Besetzung der offenen Stel len in den Betriebsprüfungsstel len, insbesondere in den Finanzäm-
tern für Körperschaften, wird künftig zwangsweise mit den Kolleginnen und Kollegen des gehobe-
nen Dienstes vorgenommen, die nach bestandener Laufbahnprüfung eingestel lt werden. Sie
werden zwei Jahre im Wege der Abordnung in den physischen Finanzämtern geparkt, sol len dort
die Veranlagungsstatistik schönen, und kommen dann vorzugsweise in den Betriebsprüfungsstel-
len der Körperschaftssteuerämter zum Einsatz. Kontraproduktiv für die Motivation der Beschäftig-
ten ist hierbei der Zwang. Die freie Wahl der künftigen Einsatzbereiche würde zwar erst etwas
später die Besetzung der Außendienststel len ermöglichen, käme aber der Motivation der Beschäf-
tigten zugute.

Auch die beabsichtigte Neustrukturierung der Finanzämter für Körperschaften unter gleichzeitiger
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Benedikt Lux

Schaffung der Strukturen nach dem Modell „Finanzamt 201 0“ ist ein Weg in die falsche Richtung.
Die Deutsche Steuer-Gewerkschaft hat klare Vorstel lungen für eine vernünftige Personalentwick-
lung für die Finanzämter und stel lt dazu folgende Forderungen:

1 . Die Stel lenanmeldungen müssen sich an dem 1 00%-ergebnis der PersBB unter Berücksichti-
gung eines höheren Stel lenbedarfes für die Ausbildungsplätze orientieren.

2. Die Ausbildungszahlen müssen für jede Laufbahn auf 200 erhöht werden.

3. Es müssen alle Möglichkeiten genutzt werden um einen früheren Zugriff auf den Ausbildungs-
markt zu bekommen.

4. Die Attraktivität des Ausbildungsberufes „Finanzbeamter/in“ muss in vielfältiger Weise gesteigert

werden.

5. Das Strukturmodell „FA 201 0“ muss gelockert
bzw. zurückgefahren werden.

6. Das Modell zur Besetzung der freien Stel len im
Bereich der Betriebsprüfungsstel len darf künftig nur
noch auf der Basis der Freiwil l igkeit umgesetzt wer-
den.

7. Eine Neustrukturierung der Finanzämter für Kör-
perschaften muss unterbleiben.

Sehr geehrte anwesende Politiker, tun Sie al les zum
Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Finanzämter und fol-
gen Sie den Ratschlägen der Praktiker aus den Rei-
hen der Deutschen Steuer-Gewerkschaft. “

Hier nun die Erwiderungen der Politiker:

Der parlamentarische Geschäftsführer Herr Steffen
Zil l ich von der Linkspartei wies zunächst darauf hin,
dass der Personalabbau im öffentl ichen Dienst des

Landes Berl in notwendig war. Seit 201 0 bestünde jedoch die Notwendigkeit der radikalen Um-
steuerung unter besonderer Betrachtung der Aufgaben und in der Folge der dazu erforderl ichen
Personalausstattung in der Steuerverwaltung. Auch er sah ein zentrales Problem in der Nach-
wuchsgewinnung, nicht nur für die Steuerverwaltung, sondern für al le Verwaltungen. Er gab jedoch
die Zusage, das Modell „FA 201 0“, das BP-Konzept und die Erforderl ichkeit von Umstrukturierun-
gen der Finanzämter für Körperschaften zu prüfen und im Parlament zu diskutieren.
Der konstruktive Austausch mit der Deutschen Steuer-Gewerkschaft war und ist seiner Partei wich-
tig. Für weitere Gespräche steht die Linkspartei daher weiterhin jederzeit zur Verfügung.

Der parlamentarische Geschäftsführer Herr Benedikt Lux von Bündnis 90/Die Grünen sieht in der
Tat in den Beschäftigten der Berl iner Finanzämter „Die Unverzichtbaren“. Die Probleme sind ihm
aus den Gesprächen mit der Deutschen Steuer-Gewerkschaft durchaus geläufig. Der öffentl iche
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Christian Goiny

Dienst hat aus seiner Sicht an Ansehen gewonnen und gewinnt auch immer mehr einflussreiche
Verbündete, wie z.B. die Industrie- und Handelskammer (IHK). Er vertritt die Auffassung, dass im
öffentl ichen Dienst und in der Steuerverwaltung mehr ausgebildet werden muss. Unerlässl ich ist für
ihn die Schaffung eines Staatssekretärs für Personal, um eine zentrale Koordinierungsstel le für
Personalentwicklung in Berl in zu haben. Auf Grund der Vielzahl der Problematiken im Zusammen-
hang mit der Ausbildung müsse die Ausbildung in Königs Wusterhausen sowohl von den Inhalten
als auch vom Standort hinterfragt werden. Für seine Partei ist es wichtig, die jungen Leute zu moti-
vieren und es zu gewährleisten, dass das Praxiswissen weitergegeben wird.

Der haushaltspolitische Sprecher der CDU-Fraktion im Abgeordnetenhaus Herr Christian Goiny
sprach den Gewerkschaften des Deutschen Beamtenbundes ein Lob für die Kampagne „Die Un-
verzichtbaren“ aus; eine Kampagne, die aus seiner Sicht eigentl ich die Aufgabe des Staates gewe-
sen wäre. Aus der Sicht der CDU hätte, mit Bl ick auf die finanziel le Entwicklung Berl ins nach der
Wiedervereinigung und der derzeit niedrigen Zinsbelastung, schon viel früher bei der Personalaus-
stattung des öffentl ichen Dienstes umgesteuert werden müssen. Personalentwicklung sei dringend
notwendig. Nach den Gesprächen mit der Deutschen Steuer-Gewerkschaft muss er leider feststel-
len, dass ein sachgerechter Einsatz des Personals in den Betriebsprüfungsstel len nicht so gelun-
gen ist, wie von der Politik beabsichtigt war. Aus seiner Sicht besteht beim Personalmanagement
dringender Handlungsbedarf. Fragen wie Wertschätzung, Motivation, Führungsqualität, Arbeitsbe-
dingungen und Arbeitsbelastung müssen diskutiert und bearbeitet werden. Modernisierung und
verstärkter IT-Einsatz dürfen nicht als Mittel zur Personaleinsparung gesehen werden, sondern
müssen der Verbesserung von Arbeitsbedingungen dienen.
Die Einrichtung eines Personalstaatssekretärs befürwortet seine Partei, aber eine Ansiedlung beim
Regierenden Bürgermeister wäre der Sache nicht dienl ich.
Vor Aufstel lung des Haushaltsplans 201 6/201 7 muss die Senatsverwaltung für Finanzen dem Ab-

geordnetenhaus Zahlen, Daten und Fakten l iefern.
Die CDU wird sich dann mit der DSTG zusammen-
setzen und diese Aufstel lung einer gemeinsamen
Prüfung unterziehen. Herrn Goiny erscheint die Um-
strukturierung der Finanzämter für Körperschaften
auch nicht sinnvoll und wird dieses mit der Senats-
verwaltung für Finanzen eingehend diskutieren. Auch
wenn die haushaltspolitische Situation noch immer
nicht als entspannt bezeichnet werden kann, eröff-
nen sich jedoch aktuel l finanziel le Spielräume, die in
das Personal der Steuerverwaltung investiert werden
kann. Eine leistungsfähige Steuerverwaltung – so
Goiny – ist das Rückgrat des Landes Berl in und ein
wesentl icher Faktor für eine Haushaltskonsolidie-
rung.

Fazit der Statements der Politiker: Die Deutsche
Steuer-Gewerkschaft hat in vielen Gesprächen quer
durch alle Fraktionen ein Umdenken über die Not-
wendigkeit eines ausreichenden Personalschlüssels
in den Finanzämtern erreicht.
Jetzt gi lt es dran zu bleiben und die Politik vor und
bei ihren Entscheidungen zu begleiten und zu bera-
ten.
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SSPPÄÄTT,, AABBEERR EERRFFOOLLGGRREEIICCHH UUMMGGEESSEETTZZTT::

Forderung der DSTG nach einer tarifgerechten
Eingruppierung der Bausachverständigen

Die Bausachverständigen sind zwar eine kleinere Gruppe von Kolleginnen und Kollegen in der
Senatsverwaltung für Finanzen, aber auch sie haben ein Recht auf tarifl ich korrekte
Eingruppierung.

Nach Ansicht der DSTG sind hier die Entgeltgruppen EG 11 und EG 1 2 maßgeblich anhand
der Tätigkeitsmerkmale. Lange Zeit hat SenFin trotz Anregungen und Anmahnungen durch die
DSTG keine Reaktion gezeigt und hob die EG 1 0 nicht auf die EG 11 an. Jedoch hat nun
ständiges Wirken der DSTG - nämlich zwei Artikel im Grollblatt, Anstoß über die anderen
Bundesländer im Rahmen von Sitzungen der Bundes-Tarifkommission, Agieren derer
Mitgl ieder in ihren Landesverbänden und den Finanzverwaltungen ihrer Bundesländer - in
Berl in letztl ich ein positives Ergebnis gebracht: Die Stel lenbewertung wurde von EG 1 0 auf
EG 11 für acht Kolleginnen und Kollegen angehoben.

Dazu kommt noch die Absicht der Senatsverwaltung, so etwas wie ein Personalkonzept in
diesem Bereich zu entwickeln. Es sind zusätzl ich Ausschreibungen für drei externe Stel len
erfolgt, für die Auswahlen zu treffen und Einstel lungen vorzunehmen sind, ebenfal ls in der
EG 11 . Die DSTG beglückwünscht al le in die EG 11 höhergruppierten Kolleginnen und
Kollegen zur neuen, tätigkeitsgerechten Eingruppierung.
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AAMM 44.. 11 11 .. 220011 44 TTRRAAFF SSIICCHH DDIIEE „„GGEENNEERRAATTIIOONN 5500 ++““ VVOORR GGEERRIICCHHTT..

72 Teilnehmer/innen interessierten sich für die wechselvol le Geschichte, den Bau und die
vielfältigen Aufgaben des Kammergerichts und nahmen an einer 90 min. Führung tei l . Den
Abschluss bildete ein gemeinsames Mittagessen.
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(dbb) Die Kosten der Steuerverwaltung eines Bundeslandes sollten vorab bei der Vertei-
lung der Steuern im Rahmen des Länderfinanzausgleichs berücksichtigt werden. Diese
Forderung hat der Vorsitzende der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG) und dbb Vize
Thomas Eigenthaler bekräftigt.

Anlässl ich eines Informationsbesuches des Staatsekretärs im Finanzministerium Schles-
wig-Holstein, Thomas Losse-Müller, am 26. August 201 4 sagte Eigenthaler: „Derzeit be-
steht leider die Gefahr, dass man beim Steuervollzug die Hände in den Schoß legt und
mangels Personals und intel l igenter EDV Jahr für Jahr auf Steuern in Mil l iardenhöhe ver-
zichtet. “

Staatssekretär Losse-Müller (GRÜNE) und der DSTG-Bundesvorsitzende erörterten die
besondere Haushaltssituation des nördl ichsten Bundeslandes. Schleswig-Holstein hatte
zwar im Jahr 201 3 nach jahrzehntelanger Neuverschuldung mit einem positiven Finanzie-
rungssaldo abgeschlossen, kämpft jedoch als so genanntes „Haushaltsnotlageland“ dar-
um, dauerhaft die grundgesetzl iche Schuldenbremse einzuhalten.

Aufgrund beträchtl icher Mehrsteuern, weniger Zinsen für laufende Kredite, vor al lem aber
auch wegen der Einsparungen bei den Personalkosten im öffentl ichen Dienst stel le sich
nach Einschätzung des DSTG-Bundesvorsitzenden die Haushaltslage im Vergleich zu an-
deren Bundesländern relativ günstig dar, so Eigenthaler. Er forderte daher den Finanz-
staatssekretär auf, bei der bevorstehenden Gehaltsrunde alle vorhandenen Spielräume
auszunutzen und vor al lem den Dialog mit den Berufsvertretungen zu suchen. Es könne
nicht sein, so Eigenthaler unter Verweis auf jüngste Entwicklungen in NRW, dass die Be-
amtenschaft in immer mehr Ländern den Weg zu den Gerichten suchen müsse, um or-
dentl ich besoldet zu werden.

Vor dem Hintergrund einer Neujustierung des Länderfinanzausgleichs stel lte der DSTG-
Vorsitzende den Vorschlag der Deutschen Steuer-Gewerkschaft vor, Kosten des Perso-
nals für den Steuervollzug wie eine Betriebsausgabe vorab bei einer Einnahmenvertei lung
im Länderfinanzausgleich zu berücksichtigen. Dieses „Nettoprinzip“ gewährleiste, dass
sich Investitionen eines Bundeslandes in seine Steuerverwaltung auch nachhaltig lohnten,
so Eigenthaler.




